
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Ing. Maurice Androsch, 
Genossinnen und Genossen 

zum Bericht des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft über den Antrag 774/A(E) 
der Abgeordneten Dipl.-Ing. Georg Strasser, Maximilian Linder, Kolleginnen und 
Kollegen betreffend Sicherstellung der Mittel der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
sowie Weiterentwicklung der bestehenden GAP-Instrumente in der neuen Periode 
(607 d.B.) 

betreffend deutliche Reduktion von Tiertransporten durch klugen Mitteleinsatz 
der GAP 

Die nächste Periode der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU 2020+ wird zeigen, 
ob es in Europa gelungen ist, einen gemeinsamen Schulterschluss für mehr 
Verteilungsgerechtigkeit der Fördermittel, mehr Transparenz, Umweltschutz, 
Klimaschutz, Tierwohl, eine deutliche Pestizide-Reduktion in der landwirtschaftlichen 
Praxis mit Verzicht auf unter anderem Glyphosat und einem Stopp des Artensterbens 
und des Insektensterbens, und einen Aufschwung für die ländlichen Regionen zu 
erreichen. 

Die Bundesregierung - und die Ministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus 
insbesondere - haben hier eine hohe Verantwortung, ihre Aktivitäten bei den 
Verhandlungen zu den gesetzlichen Grundlagen der GAP 2020+ nicht von 
Lobbyismus einzelner starker Gruppen einengen zu lassen, sondern mit Weitblick zu 
agieren. 

Das Bewusstsein, dass es sich bei einer GAP-Periode um die Verteilung hoher 
öffentlicher Steuergelder handelt, ist im Sinne einer gerechten Mittelverteilung und 
gesamtgesellschaftlichen Verantwortung vehement einzufordern! 

Ob unseren nachfolgenden Generationen giftfreie Lebensmittel zur Verfügung stehen, 
eine ausreichende Versorgung mit Nahrungsmitteln gegeben ist und ob sie eine 
Umwelt mit hoher Lebensqualität vorfinden, hängt stark von der nächsten GAP 2020+ 
ab. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher den 

Antrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich im Rahmen der Verhandlungen zur 
Ausgestaltung der nächsten GAP-Periode für 2020+ dafür einzusetzen, dass diese zu 
einer deutlichen Reduktion von Tiertransporten in Österreich und europaweit und somit 
zu �ierwohl,fÜhrt." 
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